
.Nachstehend übersende ich Ihnen die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft,
Fremdenverkehr, Planung und Bau am 01. Februar 2012.

Wiesmoor, 06. Februar 2012

^^1^freundlichen Grüßen

W^b.
Meye <s Lfd. Nr. 1

Niederschrift

über die öffentliche Sitzuna des Ausschusses

für Wirtschaft. Fremdenverkehr. Planuna und Ba

am 01. Februar 2012 15.00 Uhr

im Sitzunpszimmer des Rathauses. Hauptstraße 193, Raum 314

Anwesend: a) Die Mitglieder des Ausschusses:

Walter Harms, Vorsitzender
Robert Ahlfs

Jürgen de Buhr
Manfred Cordes

Benjamin Feiler
Jens Peter Grohn
Klaus-Dieter Reder

Karl-Heinz Schröder als beratendes Mitglied für Horst-Richard Schlösser
Edgar Weiss
Reiner Zigan

b) Von der Verwaltung:
Bürgermeister Alfred Meyer
Leiter des Fachdienstes 7, Herr H. Platte
Leiter des Fachdienstes 6, Herr J. Bohlen (Protokollführer)

Beginn der Sitzung: 15.01 Uhr

Punkt 1: Eröffnung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung u. d. Beschlussfähigkeit
Vorsitzender Walter Harms eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden, insbesondere vier Zu-
schauer, die Ratsmitglieder Marzodko und Sievers sowie das ehemalige Ratsmitglied Robert Hennings
und den pressevertreter der Ostfriesen-Zeitung. Er betont, dass es sich um die erste Sitzung dieses
Fachausschusses in der neuen Wahlperiode handele. Damit die Zuschauer auch informiert sind, welche
Ratmitglieder in diesem Ausschuss sind, stellt er die einzelnen Mandatsträger vor.

Der Vorsitzende stellt fest, dass unter dem 20.01.2012 ordnungsgemäß zur Sitzung geladen wurde
und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Punkt 2: Feststellung der Tagesordnung
Aus der Mitte des Ausschusses wird festgestellt, dass es sich hier um die erste Sitzung nach 11 Monaten
mit einer sehr kleinen Tagesordnung handele. Es wird die Meinung vertreten, dassesm der Zwischenzeit
doch sicherlich mehr behandlungsfähige Tagesordnungspunkte gegeben hätte.

Ausschussvorsjtzender Harms bemerkt, dass dieses sicherlich richtig Ist und dass noch mehrere Themen
in diesem Ausschuss behandelt werden könnten. Diese Themen erfordern jedoch derzeit keinen Hand-
ungsbedarf und werden von daher auf die nächste Tagesordnung dieses Ausschusses gesetzt.

Anschließend wird die Tagesordnung vom Ausschuss einstimmig angenommen, so dass nun-
mehr danach verfahren werden kann.
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Punkt 3: .<f.enehmigun9 des Protokolls über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für
Wirtschaft, Fremdenverkehr, Planung und Bau am 09.03.2011

^°l°dk!O^M^.^iso^"2s^^ues^^ii^t^9n^let"^su^t^^t^ete^^sdci^"^^^
les des Protokolls nicht Gegenstand der heutigen Tagesordnung sein kann

?^M^eLb^T!S^d.a.s.s:?r..die^p?fen und in der. näcf?.sten sitzun9 diesbezüglich eine Erklärung ab-
geben werde. Er bittet somit um die Genehmigung des öffentlichen Teiles des Protokolls'

^Löe[ M.'?e. d,es Ausschusses wird ergänzend erläutert, dass anscheinend den neuen Ausschussmit-
^leüern nl'MüsncM3eFassun9 derNledorschrift vorliegt. Der nichtöffentliche Teil der seinerzeitigen
Sitzung sei mittleuA/eile aus dem Protokoll wieder herausgenommen worden.

Nach dieser Aussprache wird der vorliegende öffentliche Teil der Niederschrift vom 09.03.2011 /, in
der vorgelegten Form einstimmig genehmigt

Punkt 4: Neuaufstellung des Bebauungsplanes A 22 (Flächen nordwestlich des
Heidelberger Weges)
Hier: Vorstellung der Planung und Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

^UJ??11/u-^l-^tz?n?e,rH,arms gibtzu djesemTagesordnungspunkt eine kurze Einleitung. Er betont, dass
^leLVT,gangenhe'tdle.k°,mmunalen^a^latze~v<:'rallemTmBau9ebietnordösui^ides°iJannbu'rger
y^9-T!L^ußTLS!sc^el,l.veLkauft wurderT Dieses zeugt von einer richtigen Baulandpolitik in der- Stadt
Wiesmoor und macht den Ort zu einem aufstrebenden Wohnort.

^TQh^liT?,^l^-^d/i^ltl^!eI^h!!r!^ea-n9eci?,chte planun9vorVon den insgesamt 105 ausge-
wiese^n.Baugrundstücken imBereich Jannburger-, Weizen-, Dinkel-, Gersten-, Wiesen- und WeJden-
w^ste^der2ei^n^noch.6Bau^tzezurverfü?un9°^-^Meh^l,enhausbebauungvo"e-
,sehene straßenzug wlesenwe.9 lstmitt!eweile restlos veräußert worden-Somit besteh^^^
wlTmoor n^nmehr:dringend die Notwendigkeit, im Zentrum von Wiesmoorein'n'euesBaugebret'zu er-

S^ilß^.'.^t!Leonveiie_ ko/ln.te/1,h_ierdie F'urstücke 124/9 und 124/1 o,der F-!ur~6deT~Gemarku'ng'Wiese-
^T^l" ^L<^o>?^n.:?!^o-.ha^rvvc^ben werden;Die Flurstücke lie9en nordwestlich des Heidelberger
^g.!s'..!Lrl???e-tt^z^'sche^ den sied[un9en PockholterWeg in östlicher Richtung sowie Kiootschießer-
nng in westlicher Richtung. Nordwestlich angrenzend befinden sich die Grundstücke mit demCombi^
Ma,rkt,^d"demMa^Mor!tzAutohaus' Es ist vorgesehen, den vorderen Bereich'desPlangebi'^s zum

^^T!i??I9?Ar^!?:^füLeL^ejyle.h^am'!ie"nhau?nutzung^uszuweisen\Hiersollenetwa16Ba^^^^^^ ze

:ntet^wSn^^^undesstraß^tendannGrundstü^!urdieEinfa^enhausbeba^g
aus9ew'esenwerd.en.Die.e.nt.sprechencfen PLäne werden mit H"fe des Beamers visuaHsiert'DKTpia-
=e^^Fe^^nge^^m.Großen-^Gan-ndemBau3eb'e<"°^^^^u^.
we9e,s a.n9epasslDam'.t.au<:h,-neue Baustile.'wle Z'B'. mediteran_er Stil,~in diesem'neu'en' Bauge"biet'um"
gesetzt werden können, verzichtet man auf die Festsetzung von Traufhöhen;FOrdieBnfamiiiaenhausb'e-
bauung wirdein_Allgemeines Wohngebiet in eingeschossiger Bauweise mit einer Gmndfl'achenzahl von

°^aTdachtr<EJn^a.bweJ.chende,.Ba.uweise,von\18mGes.amtlän.ge.fürei"Wo-hngeba~ud7soirfe
seS werden^e^.FTibez!ehtsich aufNormal Nul] -d-wird h,er so.itaufeiwa 21.fe%e-
se1Lzld:h" auf9rundder Artigen tatsächlichen Höhenlage des Geländes können'Gebaude mitei ner

F'.re öhlT.ca.lo,m.entstlhen.,_Für^teMehrfamilienhausbebauun9.istanAll9emem^^^
zweigeschossigerBauweisemijt einer Grundflächenzahl von 0,4 und einer Geschossflächenzahl'von'06
vorgesehen. Die abweichende Bauweise soll hierWohngebäudelängen b,s2u'22mermög^hen.

?^d.ie!1-ltlT-!!.e,LB.^.Ie-nerläut?rtweite^. dass der Bebauungsplan textliche Festsetzungen aufweisen soll
^!^de^estsetzung-ncl-sonsti^kommunalen^ug^eten.Unterandere.dürfenGarag^
Carports und Nebenanlagen auf der nicht überbaubaren Grundstücksflache'zwischendeTsfraßenseIgen
^n9^^*un^^r"s!^^en"^re-nzu/n9sl'nJe nich!: errichtetwerden. In dem festzusetzenden Allgemeinen
^r^,i^tr^n.?T^!l^i^!? &n^i9^-^cht.stö,ren.^e ,G.ewerb,ebetriebe;A^
?^n^,u^r,'!s^ .^.TfT^6118,^ r?ich^z U9elassen- lm Hinblick auf grünplanensche Festsetzungen
!^S^Ba^;T£f;l?^u^e^J^,Be^T5h.der E ^ießung"sstraßen 4nd aufpriva^
werdet Die Einfriedig^ng der Gärten zu den Erschließungsstraßen sollen mirstandorthie1misclhenaHe-
^T"stra^hernundBaumen.durch9eführtwerden-wettereHinweisebeziehen~s
B^enbelast_ungen_und Sichtfelder. Ebenfallswird darauf hingewiesen, dasssicherzustellenTs^'dass
^er^agswa-ede^nfremdesGrundstück no^'n de" Straßenbe.eich geleitet .^
Bereich der Grundstückszufahrten sind daher beispielsweise Entwässerungsrinnen-(A°kku~-IDranrinneo.a.
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.einzubauen. DerGeitungsbereich des BebauungsplanesA21 umfasst ebenfalls die westlich und östlich
angrenzenden Siedlungen Klootschießerring bzw. PockholterWeg.

Aus vermarktungstechnischer Sicht erläutert Fachdienstleifer Platte noch einmal ausführlich die Situation.
Auf Nachfrage teilt er zunächst mit, dass mit den im nördlichen Bereich angrenzenden gewerblichen Un-
temehmen Combi (Bünting-Beteiligungs AG in Leer) und dem Autohaus Max Moritz GmbH im Vorfeld
!^!?_kt ^!g.e?on?nn,?n.iwurd?.bT?ügl,'c^.geyverbi'?hT Erweifel"ungen in Richtung des neuen Baugebietes.
Bünting hat mitgeteilt, dass der Combi Markt in 2011 auf den neusten Stand gebracht wurde und weitere
Erweiterungsabsichten nicht bestehen. Ein zusätzlicher Flächenbedarf ist somit nicht erforderlich. Einen
weiteren Flächenbedarf sieht auch das Autohaus Max Moritz GmbH nicht. Um den bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben im Hinblick auf den Grenzabstand des südöstlich stehenden Werkstattgebäudes gegen-
über der nordwestlich verlaufenden Grundstücksgrenze des Baugebietes A 22 gerecht zu werden, möch-
t^Tan"eln-T ,FI?che ^on .c^i.1.67 ?m dazunehmen' Herr platte berichtet weiter, dass langjährige Erfahmn-
gen gezeigt haben, dass Einfamilienhausbebauung und Doppelhausbebauung getrennt werden sollten.
Es bestehe somit eine gewisse Sicherheit, dass Einfamilienhäuser auch zukünftig von Einfamilienhäusem
^T9eJ3-Tn.i?inc!;...urld n^cht unbedtn9t mittisin einem Doppelhausgebiet stehen. Die Nachfrage fü r

Grundstücke für die Doppelhausbebauung in diesem Baugebiet sei derzeit enorm. Um nunmehr nicht in
den Verdacht zu geraten, dass irgendwelche Grundstücksinteressenten für diese Bebauung bevorzugt
werden, werden diese Baugmndstücke in einem Losverfahren vergeben, Fachdienstleiter Platte teilt wei-
terhinmit dass er davon ausgehe die notwendige Zustimmung für die Grundstücksvermarktung durch
den Stadtrat Anfang März zu erhalten, so dass dann die Vermarktung der Baugrundstücke ca. Mitte März
beginnen könne.

Ausschussvorsitzender Harms bedankt sich bei der Verwaltung für die ausführlichen Erläuterungen und
eröffnet die Aussprache.

Aus der Mitte des Ausschusses wird zunächst angeregt dass man zukünftig den Vorlagen etwas größere
Planübersjchten beilegen sollte, damit die entsprechenden Baugebiete nach der Lage im Ort besser iden-
tjfiziert werden könnten. Zum Baugebiet A 22 selbst wird vorgetragen, dass man sich noch dahingehend
??danke.n.m?ohe!1. solle'dass eine zu kompakte Bebauung vor allem im Hinblick auf die Doppelhausbe-
bauung unterbunden wird. Auf verschiedenen Grundstücken im Stadtgebiet ist zu erkennen, dass seh r

kompakte Gebäude auf relativ kleinen Grundstücken errichtet wurden. Größere Grenzabstände wären
hier sicherlich wünschenswert. Des Weiteren erkundigt man sich nach der Lage von entsprechenden
Spielplätzen.

Seitens der Verwaltung wird mitgeteilt, dass zukünftig den Vorlagen Übersichtspläne in einem kleineren
Maßstab beigefügt werden. Das Problem der kompakten Bebauung sei im Hause bekannt. Hier werde
nach entsprechenden bauleitplanerischen Lösungen gesucht Es wird jedoch auch darauf hingewiesen,
dass die Grundsätze "Sparsamer Umgang mit Grund und Boden", "Verdichtung des Innenbereiches" und
"Freihaltung des Außenbereiches" aus städtebaullcher Sicht beachtet werden müssen. Im Hinblick auf die
Frage nach den Spielmöglichkeiten für Kinder stellt die Verwaltung fest, dass sich in den benachbarten
^^^b^^^i^?^^LT^^d^c^.o^L^9in^u^lte^^eL^^-^^^^ BaugebietA22
jeweils Kinderspielplätze befinden. Die Baugebiete und somit auch die Kinderspielplätze sind untereinan-
der über Fuß- und Radwege verbunden.

Die Frage aus derAusschussmitte bezüglich der DSL-Problematik wird seitens derVeraltung dahinge-
hend beantwortet; dass die alten Probleme aus dem Baugebiet nordöstlich des Jannburger Weges wohl
behoben sind und entsprechende neue Leitungen auch im Bereich des Heidelberger Weges bis zu einem
neuen Verteiier am Klootschießerring verlegt worden sind, so dass hier nunmehr VDSL 16.000 angebo-
ten werden kann. Man gehe davon aus dass diese Leistung auch im Baugebiet A 22 zur Verfügung
steht. Die Telecom wird jedoch noch frühzeitig diesbezüglich kontaktiert.

Aus der Ausschussmitte äußert sich der Wunsch, dass man auch die alten Baugebiete, Z.B. westlich des
Grenzweges, in den Genuss einer besseren Breitbrandversorgung, sprich schnelleres Internet, bringen
müsse.

BGM Meyer erläutert, dass dieser Wunsch sicherlich bei den entsprechenden Versorgern vorgetragen
werden kann.

Nach einer weiteren kurzen Diskussion kommt derAusschuss zu dem einstimmigen Ergebnis,
dassdas BaugebietA 22, wie vorgestellt, auf den Weg gebracht werden soll. Der entsprechende
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan A 22 in der vorgestellten
Form wird gefasst.
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.Abschließend bemerkt der Ausschussvorsitzender noch, dass man sich auch weiterhin um Baumöglich-
keiten in den anderen Ortsteilen, hier vor allem in Hinrichsfehn und sicherlich auch in Wiesmoor selbst im
Bereich westlich des Nordgeorgfehnkanals kümmern müsste.

Punkt 5: Bebauung östlich des Birkhahnweges und südlich des Waldweges bis zur Verlän-
gerung des Drosselweges
Hier: Antrag eines Anliegers

Fachdienstleiter Bohlen berichtet, dass für das Flurstück 107,8 der Flur 28 der Gemarkung Wiesmoor
ein Antrag auf Bebauung mit einem Einfamilienhaus vorliegt. Eine entsprechende Bauvoranfrage wurde
seitens des Landkreises negativ beschieden. Städtebaulich werden keine nachteiligen Gründe gesehen,
das Grundstück 107/8, aber dann auch die Grundstücke 107/4 und 106, für eine einzeilige Bebauung
entlang des Birkhahnweges zu öffnen. Anhand von entsprechenden Planunterlagen wird die Situation
ausführlich erläutert. Weiterhin wird mitgeteilt, dass der Bereich im rechtswirksamen Flächennutzungs-
plan als Wohnbaufiäche dargestellt Ist. Rein aus planungsrechtiicher Sicht wären hier evtl. 5 Bauplätze
denkbar. Die entsprechenden Grundstückseigentümer müssten sicherlich noch beteiligt werden.

Ausschussvorsitzender Harms dankt für die ausführlichen Erläuterungen und bemerkt, dass man doch
überlegen sollte, die Planung weiter in südlicher Richtung entlang des Birkhahnweges bis zum nächstge-
legenen Wohnhaus zu en/veitern.

Fachdienstleiter Bohlen erläutert hierzu, dass für das Grundstück des nächstgelegenen Hauses Birk-
hahnweg 59 bereits einmal in der Sitzung dieses Ausschusses am 11.11.2009 die Bebauungsthematik
behandelt wurde. Da dieses Grundstück definitiv zu weit in den Außenbereich hineinragt, werden hier
keine Chancen auf Beplanung und Bebauung gesehen. Das war auch das seinerzeitige Beratungsergeb-
nis, auch nach Rücksprache mit dem Landkrels Aurich. An der Situation habe sich bis heute nichts ver-
ändert.

Aus der Ausschussmitte wird vorgetragen, dass der weitere östliche Bereich in Richtung Rehweg auf
Dauer auch einer Bebauung zugeführt werden könnte. Um dann hier entsprechende Erschließungsmög-
lichkeiten aufzeigen zu können, wäre es denkbar, in der vorgestellten Planung eine entsprechende Stra-
ßentrasse in Verlängerung des Drosselweges mit vorzusehen. Die Verwaltung wird gebeten, dieses zu
prüfen.

Aus der Ausschussmitte wird auch deutlich gemacht, dass für die vorgeschlagene Bebauung südlich des
Waldweges bis in Höhe der Südbebauung des Drosselweges keine Notwendigkeit gesehen werde. Von
einer Abrundung könnte man auch nicht unbedingt sprechen.

Tenor im Ausschuss ist jedoch, dass man das vorgestellte Plangebiet sehr wohl als Abrundung sehe.

Nach einer weiteren kurzen Diskussion beschließt der Äusschuss mit 8 Ja-Stimmen und 1 Enthal-
tung den vorgetragenen Verwaltungsvorschlag.

Punkt 6: Schriftliche Anträge, Anfragen und Anregungen

Vorsitzender Harms stellt fest, dass derzeit keine schriftlichen Anträge, Anfragen und Anregungen vorlie-
gen.

Ausschussvorsltzender Harms bittet Jedoch trotzdem die Problematik der Hochspannungsfreiieitung
Wiesmoor-Conneforde noch einmal ansprechen zu dürfen. Erfragt nach dem Sachstand des Genehmi-
gungsverfahrens für die In 201 1 angesprochene Leitungsertüchtlgung. Herr Harms betont, dass er auch
vermehrt aus der Bevölkerung diesbezüglich angesprochen worden ist. Fachdienstteiter Bohlen berichtet
dass die Verwaltung versucht habe, Vertreter von E.ON nach Wiesmoorzu holen, um dann in dieser
Sitzung vortragen zu können. Zum einen konnte dieser Termin krankheitsbedingt nicht wahrgenommen
werden, zum anderen wolle man zunächst die ingenieurtechnischen Unterlagen für die Einleitung des
Planfeststeilungsverfahrens abwarten. Es wurde deutlich gemacht, auch nach Rücksprache mit der zu-
ständigen Straßenbaubehörde Hannover, dass nunmehr für den GesamtabschnittWiesmoor-Conneforde
ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet werden soll. Der E.ON-Vertreter teilte mit, dass die Unterlagen
frühzeitig im Frühjahr wohl vorliegen würden und dass dann auch In einer öffentlichen Sitzung in Wies-
moor vorgetragen werden könnte.
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Aus der Ausschussmitte wird noch mal betont, dass nicht nur Vertreter von E.ON, Tennet oder EWE be-
richten sollten, sondern auch unabhängige Sachverständige. Einen entsprechenden Antrag seitens der
FDP Stadtratfraktion würde der Verwaltung vorliegen.

BGM Meyer erläutert hierzu, dass man Pro und Contra zu der Problematik abwägen wolle.

Auf weitere Nachfrage teilt BGM Meyer mit, dass es zwischen Verwaltung und E.ON keine konkreten
Gespräche bezüglich Alternativtrassen und Alternativstandorte für das Umspannwerk gegeben habe. Die
Wünsche der Politik und auch die entsprechende Resolution vom 30.05.201 1 sind E.ON schriftlich mitge-
teilt worden,

Die Nachfrage aus derAusschussmitte, ob es so genannte Notfallpläne beim Reißen der Hochspan-
nungsleitungen bzw. beim Kippen der Masten in der Verwaltung gebe, wird vom BGM verneint.

Nach weiterer kurzer Diskussion kann abschließend festgestellt werden, dass Tenor im Ausschuss auf
jeden Fall ist, dass alle, Politik und Verwaltung, am gleichen Strang ziehen und versuchen, die Hoch-
spannungsleitung aus dem Zentrum Wiesmoor herauszubekommen.

Ausschussmitglied Grohn erinnert an die Hergäbe eines Katasters derWanderwege in Wiesmoor,

Weiterhin bittet er, den Tagesordnungspunkt "Ratsinformationssysteme" auf die nächste Tagesordnung
dieses Ausschusses zu setzen.

BGM Meyer bemerkt im Hinblick auf ein Ratsinfomnationssystem, dass dieses wohl eine Verwaltungssa-
ehe sei und nicht im Fachausschuss behandelt werden müsse.

Es wird jedoch aus der Ausschussmitte Wert darauf gelegt, dass sich dieser Ausschuss damit beschäfti-
gen so

AusschussmitglJed Weiss regt an, dass man sich einmal mit einer Stadtentwicklungsplanung für Wies-
moor beschäftigen solle. Es müssten Schwerpunkte, wie Z.B. Gewerbe, Freizeit, Einzelhandel u.a. ge-
setzt werden.

Fachdienstleiter Bohlen erläutert hierzu, dass es eine Stadtentwicklungsplanung in der Form für Wies-
moorwohl nicht gebe. Ersehe eine derartige Planung als Zwischenebene zwischen Regionalplanung
und Flächennutzungsplan. Ob ein solches Pianungsinstrument überhaupt erforderlich ist, müsste geprüft
werden. Als Planungsinstrument dient hier zurzeit der Rächennutzungsplan, wo entsprechende Darstel-
lungen, wie Z.B. die o.a. Schwerpunkte enthalten sind. Er fragt sich auch in diesem Zusammenhang, wo
überhaupt die Diskussionen herkommen, dass Wiesmoor an anderen Stellen außerhalb der GemarRung
Wiesmoor nichts aufzuweisen hat. Beispielhaft zählt er dabei die Wohnbaugebiete Holunderweg und
Fehnkaseme im Ortsteil Hinrichsfehn, das Baugebiet An der Schleuse in Marcardsmoor, die angedachten
Planungen westlich der Pollerstraße und nördlich des Autohauses Rolf, die vorhandene Außenbereichs-
Satzung entlang der Bundesstraße im Ortsteil Voßbarg sowie Baumöglichkeiten durch eine Außenbe-
relchssatzung im Ortsteil Zwischenbergen auf. Eine städtebauliche Entwicklung direkt in Wiesmoor west-
lich des Nordgeorgsfehnkanals sei auf einer 7 ha großen Fläche zwischen den Siedlungen Am Wildbach
und Wacholderstraße östlich des neuen Weges denkbar. Auch wurden in den letzten Jahren neue Bau-
flächen im Bereich des Ledaweges geschaffen. Es wird deutlich gemacht, dass sicherlich viele städte-
bauliche Wunschplanungen auf dem Papier entstehen können, doch sei es letztendlich ohne Wenn und
Aber maßgebend, dass man auch Zugriff auf die Grundstücksflächen habe.

Fachdienstleiter Platte kann diese Aussage nur bestätigen und deutet auf das alte Bebauungsplangebiet
A 6 - Gewerbegebiet Wiesederfehn - hin. Hier wurden seinerzeit ca. 40 ha überplant, ohne dass man
Zugriffsmöglichkeiten für die Grundstücksflächen hatte, Die Kommune konnte erst nach 25 Jahren die
Flächen erwerben. Die geplante Zielsetzung, hier durchgängig eine gewerbliche Nutzung umzusetzen,
konnte zu diesem Zeitpunkt nicht mehr realisiert werden, so dass bekanntermaßen hier das neue Wohn-
baugebiet entstanden ist,

Herr Reder bittet um Hergäbe des so genannten Hesterberg-Gutachtens (OrganisatJonsuntersuchung der
Verwaltung). Dieses sei ihm schon mehrfach von der Verwaltung zugesagt worden. BGM Meyer sichert
eine Verteilung an die neuen Ratsmitglieder zu.
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Da für diesen Tagesordnungspunkt nunmehr keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt Vorsit-
zender Harms gegen 16.28 Uhr die Sitzung.

Punkt 7: Einwohnerfragestunde gem. § 3 Abs. 4 i.V.m. § 14 Abs. 1 der GO

Frau Rademacher aus der Zuschauermitte erkundigt sich bei Herrn Reder, für welche Bereiche der
Hochspannungsleitung die CDU-Fraktion seinerzeit Altemativvorschläge gemacht habe.

Ausschussmitglied Reder teilt hierzu mit, dass man sich mit dem Abschnitt zwischen Wiesmoor und Con-
neforde vornehmlich im Bereich des Wiesmoorer Zentrums beschäftigt habe. Die vorgestellte Alternativ-
trasse sei die Idee der CDU.

Frau Rademacher stellt eine weitere Frage an BGM Meyer dahingehend, ob er im Hinblick auf eine Ver-
legung der Hochspannungsleitung und des Umspannwerkes nur positive Städte bau liche Gesichtspunkte
sehe oder auch gesundheitliche Gesichtspunkte.

BGM Meyer betont, dass es unstrittig sei, dass von den Anlagen auch gesundheitliche Gefahren ausge-
hen.

Herr Niesner fragt an, welche SJcherheitsabstände zwischen Hochspannungsleitung und Wohnbebauung
etngehalten werden müssen. Weiterhin möchte er wissen, ob die Stadt evtl. Klage gegen einen nicht zu-
frieden stellenden Planfeststeliungsbeschluss einlegen werde. Des Weiteren bittet er die Stadt dämm,
eine eindeutige Stellung bezüglich der Stromtrasse einzunehmen.

BGM Meyer antwortet, dass ihm rechtlich gesicherte Abstandsregelungen nicht bekannt seien. Er stellt
fest, dass auch in der Vergangenheit sehr viele Häuser direkt unter die vorhandene Hochspannungslei-
tung gebaut wurden. Die Stadt habe aus Vorsorgegründen seinerzeit in den ausgewiesenen neuen Bau-
gebieten Sicherheitsabstände von jeweils 30 m ab Trassenmitte festgesetzt. Zum Klageverfahren macht
der Verwaltungschef deutlich, dass dieses letztendlich eine politische Entscheidung sei.

Aus der Bürgemnitte wird nochmals deutlich gemacht, dass es sich bei der so genannten Ertüchtigung der
Hochspannungsleitung um eine doppelte LeJstungserhöhung handele. Des Weiteren gilt es, die Frage zu
klären, warum die in Deutschland geltenden Grenzwerte für magnetische und elektrische Felder gem. der
26. Bundesimmissionsschutzverordnung in den Nachbariändem ganz anders gesehen werden. Abschlie-
ßend wird nochmals deutlich gemacht, dass nunmehr ein dringender Handlungsbedarf, zumindest bezüg-
lich einer Erdverkabelung gegeben ist.

Da auch auf Nachfrage keine weiteren Anfragen vorliegen, schließt der Ausschussvorsitzende die Sit-
zung.

Ende der öffentlichen Sitzung: 16.40 Uhr
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Harms M^yer Bohlen
Vorsitzender Bürgermeister Protokollführer
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